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DieUntersuchung des amerika-
nischen Handelsbeauftragten
über unfaire Handelspraktiken
dauert offiziell noch an. Jamie-
son Greer aber scheint sich sei-
ne Meinung bereits gebildet zu
haben. Das zeigt ein Blick in die
kürzlich publizierte Ausgabe
eines jährlichen Berichts, in
dem Greer jeweils die wichtigs-
ten Partnerstaaten der USA
an den wirtschaftspolitischen
Pranger stellt.

Demnach geht die Schweiz
in den Augen des Beraters von
Donald Trump nicht energisch
genug gegen ausländische Gü-
ter vor, die unter Einsatz von
Zwangsarbeit hergestellt wer-
den. «Dieses Problem könnte
Kosten – einschliesslich der
Arbeitskosten – künstlich drü-
cken, was bestimmten Gütern
aus und innerhalb der Schweiz
einen unfairen Vorteil verschaf-
fen könnte», urteilt der Han-
delsbeauftragte.

Auch bemängelt er im fünf
Seiten zählenden Kapitel über
die Schweiz gewisse marktver-
zerrende Massnahmen, die an-
geblich einen «fairen» bilatera-
len Handel verunmöglichten.
Scharf ins Gericht geht Greer
zum Beispiel mit den komple-
xen Zertifizierungsvorschriften
in der biologischen Landwirt-
schaft unddemSchweizerFilm-
gesetz. Die entsprechenden
Passagen unterscheiden sich
stark von der letztjährigen Aus-
gabe des «National Trade Esti-
mate Report».

Ungesagt bleibt, dass diese
angeblichen Wettbewerbsver-
zerrungen in den Augen der
Amerikaner neue Vergeltungs-
massnahmen rechtfertigen
würden – und zwar idealerweise
inderFormvonStrafzöllen. Sol-
chen Abgaben bereitet Greer
derzeit den Boden, basierend
auf einem Gesetz, das in Wa-
shington undBern oftmit «Sec-
tion301»bezeichnetwird.Dazu
ist auch eine Vernehmlassung
nötig, die heute Mittwoch zu
Ende geht. Im Hochsommer,
wenn der aktuelle Übergangs-

zoll von 10 Prozent auf Güter-
importe nach 150 Tagen aus-
läuft,könntederPräsidentdann
die ausländische Konkurrenz
mit neuen Zwangsabgaben be-
strafen – die vielleicht vor Ge-
richt Bestand habenwerden.

Seco-Chefin zerpflückt
dieUS-Argumente
Die Schweiz, die mit den USA
immer noch über ein Handels-
abkommen diskutiert, wehrt
sich allerdings gegen diese neu-
en Zölle. In zwei Eingaben zer-
pflückt Helene Budliger Artie-
da, die Chefin des Staatssekre-
tariats fürWirtschaft (Seco), die
Argumente der Amerikaner.

Über die Kritik von Greer,
Bundesbern gehe nicht ent-
schieden genug gegen Zwangs-
arbeit vor, schreibt die Staatsse-
kretärin: «Die Schweiz macht
geltend,dass ihrAnsatznichtals

Versäumnischarakterisiertwer-
den kann, Massnahmen zur
Verhinderung von Zwangs-
arbeit in globalen Lieferketten
zu ergreifen.»

Budliger Artieda verweist
dabei auf zahlreiche Initiativen
aus Politik und Wirtschaft; zu-
letzt startete der Bundesrat zu
Monatsbeginn die Vernehmlas-
sung über ein neues Bundesge-
setz, das Schweizer Unterneh-
men «menschenrechtliche und
umweltbezogene Sorgfalts-
pflichten» auferlegen soll.

Den Einwand des Handels-
beauftragten, dass amerikani-
sche Anbieter in der Schweiz
von ausländischen Unterneh-
men, die Zwangsarbeiter ein-
setzten, ausgebootet würden,
weist die Seco-Chefin zurück.
Dafür lägen keine Beweise vor,
schreibt sie. InderEingabeüber
angebliche Marktverzerrung in

der Schweiz weist Budliger Ar-
tieda darauf hin, dass die
Schweiz förderalistisch aufge-
baut sei unddeshalb keine zent-
ral gesteuerte Industriepolitik
betreibe.

Ein Indiz dafür seien die im
internationalen Vergleich sehr
hohen Löhne und die zahlrei-
chen bürokratischen Vorschrif-
ten – zwei Charakteristika, die
mit einer Volkswirtschaft nicht
vereinbar sind, in der Produkte
zuDumping-Preisen hergestellt
werden.

Kritik aus der Schweiz
bisher nur schriftlich
Die Schweizer Stellungnahmen
sind über eine öffentlich zu-
gängliche Datenbank abrufbar.
Bis amMittwoch äusserten sich
mehr als 600 interessierte Stel-
len in den zwei Vernehmlas-
sungsverfahren – auch Schwei-

zer Dachverbände aus Bran-
chen wie Pharma, Technologie
und Landwirtschaft. Der Tenor
dieser Eingaben, egal ob sie von
Interpharma oder Swissmem
stammen, ist stets der gleiche:
Höflich, aber bestimmt, wird
derVorwurf derAmerikaner zu-
rückgewiesen, Schweizer Her-
steller spielten mit gezinkten
Karten.

Öffentlich äussern aber will
Bundesbern diese Vorbehalte
nicht.Zwarorganisiert derHan-
delsbeauftragte Ende April und
Anfang Mai zwei Anhörungen,
an dem Kritiker Argumente
gegen die «Section 301»-Unter-
suchung vorbringen können.
Staatssekretärin Budliger Artie-
da hat sich dafür aber bisher
nicht angemeldet. Die Seco-
Chefin setztwohl lieber aufVer-
handlungen als auf öffentliche
Kritik.
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USA erheben neue Vorwürfe
Sind neue Zölle im Anmarsch? Der Bundweist Anschuldigungen der US-Regierung zurück – höflich, aber bestimmt.
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